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 Entwurf eines Gesetzes
 zu dem Abkommen vom 21. September 2011
 zwischen der Bundesrepublik Deutschland
 und der Schweizerischen Eidgenossenschaft
 über Zusammenarbeit in den Bereichen Steuern und Finanzmarkt
 in der Fassung vom 5. April 2012

 Der Bundestag wolle beschließen:

 I.  Der Deutsche Bundestag stellt fest:

 Jahrzehntelang  haben  Steuerpflichtige  jeglicher  Nationalität  unversteuertes  Ver-
 mögen  vor  ihrem  heimischen  Fiskus  in  Steueroasen  versteckt.  Sie  konnten  sich
 darauf  verlassen,  dass  Staaten  wie  die  Schweiz  ausländischen  Finanzbehörden
 Amts- und Rechtshilfe bei der Besteuerung verweigern würden.

 Im  Herbst  2008  initiierte  der  damalige  deutsche  Bundesminister  der  Finanzen
 Peer  Steinbrück  mit  seiner  französischen  Amtskollegin  den  erfolgreichen  inter-
 nationalen  Widerstand  gegen  das  lukrative  „Geschäftsmodell“.  Konfrontiert  mit
 der  Ankündigung  der  G20-Staaten,  künftig  angemessene  internationale  und  na-
 tionale  Abwehrmaßnahmen  zu  ergreifen,  erklärten  Steueroasen  weltweit  im
 Frühjahr  2009  ihre  Bereitschaft  zu  einem  Mindestmaß  an  Zusammenarbeit.  In
 hunderten  meist  bilateralen  Vereinbarungen  verpflichteten  sie  sich  seither  zum
 Informationsaustausch  in  Steuerangelegenheiten  nach  dem  Standard  der  Orga-
 nisation  für  wirtschaftliche  Zusammenarbeit  und  Entwicklung  (OECD)  für  Dop-
 pelbesteuerungsabkommen.

 Nicht  zuletzt  der  Entschlossenheit  von  Peer  Steinbrück  ist  es  daher  zu  verdan-
 ken,  dass  Deutschland  seit  2009  mit  zahlreichen  früher  unkooperativen  Staaten
 eine  Auskunftserteilung  für  Besteuerungszwecke  vereinbaren  konnte.  Den  Ab-
 schluss  dieser  Doppelbesteuerungs-  und  Informationsaustauschabkommen,  de-
 ren  Verhandlung  vielfach  noch  in  der  letzten  Wahlperiode  begann,  begrüßt  die
 Fraktion der SPD ausdrücklich.

 Trotz  des  beachtlichen  Fortschritts  ist  die  Zusammenarbeit  mit  den  früheren
 Steueroasen  noch  unzureichend.  Denn  der  Standard  des  Artikels  26  des  OECD-
 Musterabkommens  ist  ein  Informationsaustausch  auf  substantiierte  Anfrage,
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dessen  Nutzung  voraussetzt,  dass  den  Finanzbehörden  bereits  Anhaltspunkte  für
 die  Existenz  möglicher  steuerlich  relevanter  Sachverhalte  vorliegen.  Deshalb
 strebt  die  Fraktion  der  SPD  weiterhin  einen  umfassenden  automatischen  In-
 formationsaustausch  an,  der  auch  die  Aufdeckung  unbekannter  Steuerfälle  er-
 möglicht.

 Mit  der  Schweiz  vereinbarte  die  schwarz-gelbe  Bundesregierung  nicht  nur  den
 künftigen  Informationsaustausch  nach  OECD-Standard.  Erstmals  traf  sie  mit
 dem  vorliegenden  Steuerabkommen  zwischenstaatliche  Regelungen  über  den
 Umgang  mit  unversteuertem  Vermögen  deutscher  Steuerpflichtiger  im  Ausland,
 obwohl  diesbezüglich  allein  Deutschland  das  Besteuerungsrecht  wie  auch  die
 Strafverfolgungspflicht  zukommt.  Die  Steueransprüche  von  Bund,  Ländern  und
 Gemeinden  werden  reduziert,  die  Strafverfolgung  begrenzt  und  die  Kompeten-
 zen der deutschen Finanz- und Justizbehörden eingeschränkt.

 Über  die  nachträgliche  Besteuerung  deutscher  Vermögenswerte  in  der  Schweiz
 hinaus  regelt  das  Abkommen  auch  die  Besteuerung  der  Kapitalerträge  und  -ge-
 winne,  die  deutsche  Steuerpflichtige  künftig  in  der  Schweiz  erzielen.  Grundsätz-
 lich  sollen  die  Schweizer  Banken  die  deutsche  Steuer  erheben  und  sie  anonym
 an  den  deutschen  Fiskus  abführen.  Die  Nachversteuerung  erfolgt  in  pauschaler
 Höhe,  die  künftige  Besteuerung  in  Höhe  der  deutschen  Abgeltungsteuer.  Alter-
 nativ  kann  sich  der  einzelne  Bankkunde  für  eine  Offenlegung,  die  sogenannte
 freiwillige  Meldung,  seines  Vermögens  beziehungsweise  seiner  Erträge  gegen-
 über  den  deutschen  Finanzbehörden  entscheiden.  In  diesen  Fällen  erfolgt  die
 Steuererhebung in Deutschland in individuell zutreffender Höhe.

 Die  SPD-Fraktion  lehnt  das  vorliegende  Steuerabkommen  mit  der  Schweiz  ab,
 mit  dem  sich  die  Bundesregierung  von  CDU,  CSU  und  FDP  den  Bedingungen
 der sogenannten Schweizer Weißgeldstrategie unterwirft.

 Diese  Strategie  ist  die  Reaktion  der  Schweizer  Finanzwirtschaft  auf  den  Einstieg
 in  ein  transparenteres  globales  Steuerumfeld.  Seit  der  Einschränkung  des  zuvor
 absoluten  Bankgeheimnisses  kann  sie  ihren  ausländischen  Kunden  nicht  mehr
 versprechen,  deren  Vermögen  auch  künftig  dem  zuständigen  Fiskus  zu  ver-
 schweigen.  Bei  Entdeckung  früherer  Steuerstraftaten  droht  außerdem  die  Be-
 strafung  der  Steuerpflichtigen  und  ihrer  Helfer,  also  auch  der  Schweizer  Bank-
 berater.

 Bereits  2009  entwickelte  die  Schweizerische  Bankiervereinigung  daher  Überle-
 gungen  zur  Neuausrichtung  des  Schweizer  Finanzplatzes,  die  nach  eingehender
 öffentlicher  Debatte  Bestandteil  der  Schweizer  Regierungspolitik  wurden.  Zu
 den  Eckpunkten  der  Weißgeldstrategie  gehören  die  „Regularisierung“  unver-
 steuerter  ausländischer  Gelder,  die  Wahrung  der  „Privatsphäre“  der  Kunden
 durch  eine  anonyme  Abgeltung  ausländischer  Steueransprüche  und  –  als  „Ge-
 genleistung“  der  Vertragsstaaten  –  ein  verbesserter  Marktzutritt  von  Schweizer
 Banken  im  Ausland  (vgl.  Finanzplatzstrategie  2015,  Broschüre  der  Schweizeri-
 schen Bankiervereinigung, 2010).

 Exakt  diese  Schweizer  Wünsche  erfüllt  das  deutsch-schweizerische  Steuerab-
 kommen.  Es  schützt  die  dortigen  Banken,  ihre  Mitarbeiter  und  ihre  Kunden
 wirksam  vor  deutscher  Strafverfolgung  wegen  früherer  Steuerstraftaten.  Gleich-
 zeitig  wahrt  es  die  Anonymität  der  deutschen  Steuerpflichtigen  gegenüber  dem
 heimischen  Fiskus  für  die  Vergangenheit  und  weitestgehend  auch  für  die  Zu-
 kunft  und  erleichtert  den  Schweizer  Banken  die  Geschäftstätigkeit  in  Deutsch-
 land.

 Ein  Mythos  ist,  dass  die  Bundesregierung,  wie  die  Koalitionsfraktionen  der
 CDU/CSU  und  FDP  gern  betonen,  die  Vereinbarung  der  Schweizer  Seite  in  har-
 ten  Verhandlungen  abringen  musste.  Tatsächlich  akzeptierte  der  Bundesminister
 der  Finanzen  Dr.  Wolfgang  Schäuble  schon  im  Zuge  der  vorgeschalteten
 Sondierungsgespräche  uneingeschränkt  die  Konditionen  der  Weißgeldstrategie.
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Fallen  ließ  er  die  anfängliche  deutsche  Forderung  nach  Sicherstellung  der  Be-
 steuerung  von  Erbschaften  und  Schenkungen  (vgl.  Pressemitteilungen  des  Bun-
 desministeriums  der  Finanzen  Nr.  15/2010  vom  26.  März  2010  sowie  Nr.  41/2010
 vom 27.  Oktober 2010).

 Schon  während  der  vertraulichen  Verhandlungen  zwischen  den  beiden  Regie-
 rungen  betonte  die  SPD-Fraktion,  dass  sie  ein  Steuerabkommen  mit  der  Schweiz
 ablehnt,  welches  die  Weißgeldstrategie  buchstabengetreu  umsetzt  (vgl.  Antrag
 vom  8.  Februar  2011,  Bundestagsdrucksache  17/4670).  Dem  deutschen  Anlie-
 gen,  begangene  Steuerstraftaten  aufzudecken  und  neue  zu  verhindern,  steht  das
 wirtschaftliche  Interesse  der  Schweiz  gegenüber,  die  die  langjährigen  Ge-
 schäftsbeziehungen  ihrer  Finanz-  und  Beratungsunternehmen  mit  deutschen
 Steuerpflichtigen  erhalten  möchte.  Deutschland  darf  im  Wege  zwischenstaatli-
 chen  Rechts  gegenüber  inländischen  Steuerstraftätern  keine  Zugeständnisse  ma-
 chen, die mit der geltenden nationalen Rechtslage unvereinbar sind.

 Die  Beratungen  des  vorliegenden  Gesetzentwurfs  im  Deutschen  Bundestag
 haben  bestätigt,  dass  die  damaligen  Befürchtungen  der  Fraktion  der  SPD  sehr
 berechtigt waren:

 •  Die  deutsche  und  die  schweizerische  Regierung  behaupten,  mit  dem  Steuer-
 abkommen  eine  „effektive“  Besteuerung  des  Vermögens  deutscher  Steuer-
 pflichtiger  in  der  Schweiz  –  für  die  Vergangenheit  wie  für  die  Zukunft  –
 sicherzustellen  (vgl.  staatenbezogene  Information  des  Bundesministeriums
 der  Finanzen  vom  22.  September  2011).  Tatsächlich  können  Bankkunden
 sowohl  die  nachträgliche  als  auch  die  künftige  Besteuerung  abwenden,  in-
 dem  sie  entweder  ihre  Vermögenswerte  legal  in  vom  Abkommen  nicht  er-
 fasste  Anlageformen  umschichten  oder  diese  bis  Jahresende  2012  sanktions-
 los und unerkannt aus der Schweiz abziehen.

 •  Die  strafbefreiende  Selbstanzeige  nach  §  371  der  Abgabenordnung  ist  ohne-
 hin  eine  der  großzügigsten  derartigen  Regelungen  weltweit.  Trotzdem  er-
 leichtert  die  Bundesregierung  hinsichtlich  unversteuerter  Vermögensanlagen
 in  der  Schweiz  durchgreifend  die  Bedingungen  für  eine  Rückkehr  deutscher
 Steuerpflichtiger  in  die  Steuerehrlichkeit.  Dies  steht  im  klaren  Widerspruch
 zum  Schwarzgeldbekämpfungsgesetz  von  2011,  mit  dem  die  schwarz-gelbe
 Bundesregierung,  anknüpfend  an  eine  geänderte  Rechtsprechung  des  Bun-
 desgerichtshofs, strafbefreiende Teilselbstanzeigen abschaffte.

 •  Die  Regelungen  zur  Nachversteuerung  privilegieren  Schweizer  Bankkunden,
 und  zwar  nicht  nur  im  Vergleich  zu  ehrlichen  Steuerpflichtigen,  sondern  auch
 gegenüber  anderen  deutschen  Straftätern  mit  unversteuerten  Vermögenswer-
 ten  im  In-  und  Ausland.  Noch  weitreichender  schützt  das  Steuerabkommen
 die  Tatbeteiligen  (insbesondere  Bankmitarbeiter  und  steuerliche  Berater).
 Für  sie  entfällt  die  deutsche  Strafverfolgung  unabhängig  davon,  ob  sich  die
 Straftäter  selbst  für  eine  nachträgliche  –  pauschale  oder  individuelle  –  Be-
 steuerung  entscheiden  oder  ihre  Vermögenswerte  aus  der  Schweiz  abziehen.
 Diese  nicht  gerechtfertigten  Bevorzugungen  sind  verfassungswidrig  (vgl.
 Joecks,  Das  deutsch-schweizerische  Steuerabkommen  –  verfassungsgemäß?,
 wistra  2011,  442,  sowie  in  seiner  Stellungnahme  gegenüber  dem  Finanzaus-
 schuss des Deutschen Bundestages vom 12. September 2012).

 •  §  371  der  Abgabenordnung  gewährt  Straffreiheit  grundsätzlich  nur  bei  Of-
 fenlegung  der  begangenen  Steuerhinterziehung  und  vollständiger  Nachent-
 richtung  der  Steuer.  Dagegen  bietet  das  Steuerabkommen  den  Tätern  einen
 steueroptimierten  Verzicht  auf  Strafverfolgung.  Gestaltungsspielraum  eröff-
 net  die  Notwendigkeit,  die  Form  der  Nachversteuerung  für  jedes  Konto  oder
 Depot  einzeln  zu  entscheiden  (Beispiel:  freiwillige  Meldung  von  Vermögens-
 erträgen,  aber  Pauschalversteuerung  von  Schwarzgeldzuflüssen  oder  Erb-
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schaften  der  Steuerklasse  III  nach  2002).  Mit  den  Grundsätzen  einer  gerech-
 ten und gleichmäßigen Besteuerung ist dies unvereinbar.

 •  Finanziell  attraktiv  für  die  Straftäter  ist  die  pauschale  Nachversteuerung  ge-
 rade  in  Fällen  besonders  schwerer  Steuerhinterziehung,  die  in  Deutschland
 sogar  mit  Freiheitsstrafe  bedroht  sind.  Dies  ist  unter  dem  Aspekt  der  Gene-
 ralprävention höchst problematisch.

 •  Sollte  sich  eine  pauschale  Nachversteuerung  als  Teilselbstanzeige  erweisen,
 ist  völlig  unklar,  welche  Steuer-  und  Strafverfolgungsansprüche  durch  die
 Einmalzahlung  erloschen  sind.  Die  Bundesregierung  verwies  die  SPD-Frak-
 tion  hierzu  lapidar  auf  die  Zuständigkeit  der  Strafverfolgungsbehörden  (vgl.
 Bundestagsdrucksache  17/8637,  Antwort  der  Bundesregierung  auf  die
 Schriftliche  Frage  40  der  Abgeordneten  Nicolette  Kressl).  Prof.  Dr.  Erich
 Samson  hält  die  zentrale  Regelung  des  Artikels  7  für  völlig  missglückt  und
 sieht  die  „Funktionsfähigkeit  des  Abkommens  jedenfalls  in  steuerstrafrecht-
 licher  Hinsicht  in  Deutschland  vollständig  und  ernsthaft“  in  Frage  gestellt
 (Samson/Wulf,  Steuerstrafrecht  und  deutsch-schweizerisches  Steuerabkom-
 men  –  Ein  Exkurs  über  die  steuerstrafrechtliche  Kompetenz  des  Bundes-
 ministeriums der Finanzen, wistra 2012, 245).

 •  Die  strafbefreiende  Selbstanzeige  nach  §  371  der  Abgabenordnung  verlangt
 vom  Steuerhinterzieher,  gegenüber  dem  Finanzamt  sämtliche  Angaben  nach-
 holen,  die  zur  zutreffenden  Besteuerung  erforderlich  sind.  Nach  dem  Steuer-
 abkommen  müssen  die  deutschen  Finanzbehörden  prüfen,  ob  bei  freiwilliger
 Meldung  eine  Steuerhinterziehung  vorliegt  und  gegebenenfalls  den  Steueran-
 spruch  ermitteln  (vgl.  Bundestagsdrucksache  17/7412,  Antwort  der  Bundes-
 regierung  auf  die  Schriftliche  Frage  9  der  Abgeordneten  Nicolette  Kressl).
 Dies  befreit  die  Straftäter  von  dem  nicht  unbeträchtlichen  Risiko  einer  fehler-
 haften  –  und  dadurch  unwirksamen  –  Selbstanzeige  und  erspart  ihnen  eine
 teure Steuerberatung.

 •  Nach  Darstellung  der  Bundesregierung  fällt  die  Pauschalversteuerung  so
 hoch  aus,  dass  sich  die  Mehrheit  der  Steuerhinterzieher  für  die  freiwillige
 Meldung  der  Vermögenswerte  entscheiden  würde.  Einen  wesentlichen  Teil
 des  von  den  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  erhofften  Steueraufkommens
 aus  der  Nachversteuerung  müsste  demnach  die  deutsche  Finanzverwaltung
 ermitteln  und  erheben,  und  zwar  rechtzeitig  vor  Verjährung  der  Steueransprü-
 che.  Trotzdem  erwähnt  die  Bundesregierung  diese  womöglich  erhebliche
 Arbeitsbelastung  der  Finanzverwaltung  im  vorliegenden  Gesetzentwurf  nicht
 einmal  (vgl.  Bundestagsdrucksache  17/10968,  Antwort  der  Bundesregierung
 auf die Schriftliche Frage 21 des Abgeordneten Martin Gerster).

 Zusammenfassend  ist  festzustellen,  dass  die  Altfallregelungen  des  Abkommens
 unvereinbar  sind  mit  den  Anforderungen,  die  aus  deutscher  Sicht  an  eine  gleich-
 mäßige,  rechtssichere  und  administrierbare  nachträgliche  Besteuerung  zu  stellen
 sind.  Der  Versuch,  Elemente  der  deutschen  strafbefreienden  Selbstanzeige  mit
 der  „Black  Box“  des  Schweizer  Bankgeheimnisses  zu  kombinieren,  ist  geschei-
 tert.  Eine  Nachversteuerung  nach  den  Bestimmungen  des  Steuerabkommens
 birgt  erhebliche  rechtliche  und  finanzielle  Risiken  für  die  deutsche  Finanzver-
 waltung.

 Abzulehnen  ist  aber  auch  die  anonyme  Abgeltungsteuer,  die  die  Schweizer
 Banken  ab  2013  auf  künftige  Kapitalerträge  und  -gewinne  deutscher  Steuer-
 pflichtiger  erheben  soll.  Ein  weiterhin  möglicher  Zufluss  von  Schwarzgeld  aus
 Deutschland  in  die  Schweiz  bliebe  so  unentdeckt.  Die  Besteuerung  im  Erbfall,
 die  die  Schweiz  auf  Drängen  der  deutschen  Landesregierungen  nachträglich  zu-
 gestand,  ließe  sich  durch  vorweggenommene  Schenkung  zu  Lebzeiten  regel-
 mäßig  vermeiden.  Im  Übrigen  ist  die  von  der  Schweiz  zugestandene  restriktive
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Stichprobenkontrolle  des  Systems  der  Abgeltungsteuer  mit  dem  deutschen  Kon-
 tenabrufverfahren nicht vergleichbar.

 Die  Vertreter  der  Bundesregierung  sowie  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und
 FDP  haben  letztlich  keinen  Hehl  daraus  gemacht,  dass  sie  die  wichtigsten  Ein-
 wände  gegen  eine  Nachversteuerung  nach  dem  deutsch-schweizerischen  Steu-
 erabkommen  kennen  und  vielfach  sogar  teilen.  Sie  stellen  ihre  Bedenken  aber
 mit  Blick  auf  die  geplante  Schweizer  Abgeltungsteuer  zurück  –  unter  Verweis
 auf  die  Verjährung  deutscher  Steueransprüche  zum  Jahresende  2012.  Dies  ist
 nicht nur kurzsichtig, sondern auch unlauter.

 Schließlich  unterließ  es  die  schwarz-gelbe  Bundesregierung,  die  Schweizer
 Weißgeldstrategie  auch  in  Deutschland  frühzeitig  politisch  und  rechtlich  zur
 Diskussion  zu  stellen.  Nicht  nur  die  früheren  Steueroasen  sind  mit  einem  verän-
 derten  Steuerumfeld  konfrontiert,  sondern  ebenso  die  Staaten,  die  infolge  ihres
 Geschäftsmodells  jahrzehntelang  beträchtliche  finanzielle  Einbußen  erlitten.  Es
 wäre  auch  für  Deutschland  äußerst  sinnvoll  gewesen,  zu  Beginn  dieser  Wahl-
 periode  –  also  vor  drei  Jahren  –  die  angemessene  Reaktion  auf  die  Durchsetzung
 des OECD-Standards für den Steuerinformationsaustausch zu erörtern.

 Der  Bundesminister  der  Finanzen  Dr.  Wolfgang  Schäuble  dagegen  akzeptierte
 im  Frühjahr  2010  das  Angebot  zu  Sondierungsverhandlungen  mit  der  Schweiz
 über  das  vorliegende  Steuerabkommen.  Statt  den  Deutschen  Bundestag  und  den
 Bundesrat  zumindest  um  ein  dezidiertes  Mandat  zu  bitten,  verweigerte  er  der
 SPD  auf  Bundes-  und  Landesebene  hartnäckig  jede  inhaltliche  Debatte  bis  zur
 Unterzeichnung  des  Abkommens  im  September  2011.  Dies  stieß  sogar  auf
 Unverständnis  von  Schweizer  Regierungsvertretern,  die  eine  Einbindung  der
 Opposition in das Vorhaben begrüßt hätten.

 Der  Bundesminister  der  Finanzen  brach  also  mit  der  erfolgreichen  Taktik  von
 Peer  Steinbrück  und  setzte  auf  direkte  Verhandlungen  mit  der  Schweiz.  Dabei
 zeigte  der  politische  Prozess  im  Jahr  2009,  dass  –  außer  den  Vereinigten  Staaten  –
 kein  Land  über  genügend  Wirtschaftskraft  und  politischen  Einfluss  verfügt,  be-
 rechtige  Forderungen  nach  Transparenz  und  Kooperation  gegenüber  früheren
 Steueroasen  bilateral  durchzusetzen.  Auch  Deutschlands  Chancen  liegen  inso-
 weit auf europäischer und internationaler Ebene.

 Letztlich  agierte  die  Bundesregierung  damit  auf  eigenes  Risiko  und  trägt  die
 Verantwortung  für  das  Scheitern  des  vorliegenden  deutsch-schweizerischen
 Steuerabkommens.  Angesichts  der  gravierenden  Einwände,  die  aus  deutscher
 Sicht  hiergegen  zu  erheben  sind,  muss  die  SPD-Fraktion  dessen  Genehmigung
 ablehnen.

 Das  Kernanliegen  der  Schweiz,  die  in  den  Steuerabkommen  mit  Deutschland
 und  Großbritannien  vereinbarte  bilaterale  Zusammenarbeit  als  gleichwertiges
 Gegenmodell  zum  automatischen  Informationsaustausch  zu  etablieren,  ist  zwar
 nachvollziehbar.  Eine  anonyme  Abgeltungsteuer  würde  ihrem  Finanzsektor  in
 einem  politischen  Umfeld,  das  immer  nachdrücklicher  mehr  Transparenz  einfor-
 dert,  einen  neuen  dauerhaften  Standortvorteil  sichern.  Doch  eine  Unterstützung
 dieser  schweizerischen  Politik  liegt  nach  Überzeugung  der  SPD-Fraktion  nicht
 im deutschen Interesse.

 Die  Auffassung  des  Bundesministers  der  Finanzen  Dr.  Wolfgang  Schäuble,  dass
 an  die  Zusammenarbeit  mit  Drittstaaten  geringere  Anforderungen  gestellt  wer-
 den  können  –  und  sollten  –  als  innerhalb  der  Europäischen  Union,  teilt  die  SPD-
 Fraktion  nicht.  Bereits  die  Verhandlungen  der  Schweizer  Steuerabkommen  mit
 Deutschland  und  Großbritannien  bremsten  die  dringend  notwendige  Revision
 der  europäischen  Zinsrichtlinie.  Sie  blockierten  auch  die  Mandate  der  Europä-
 ischen  Kommission,  mit  Drittstaaten  wie  der  Schweiz  parallel  die  Anpassung
 der  bilateralen  Zinsbesteuerungsabkommen  zu  erörtern.  Die  Fraktion  der  SPD
 befürwortet  die  Bestrebungen  zur  Durchsetzung  des  automatischen  Datenaus-
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tausches  und  unterstützt  daher  das  Anliegen  der  Europäischen  Kommission,  die
 Schweiz  ebenso  wie  Österreich  und  Luxemburg  zur  Zustimmung  zu  bewegen;
 dabei sieht sie sich in Übereinstimmung mit der OECD.

 II.  Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf,

 1.  die  gravierende  Kritik  an  dem  deutsch-schweizerischen  Steuerabkommen,
 die  im  und  außerhalb  des  Gesetzgebungsverfahrens  von  Steuer-  und  Straf-
 rechtswissenschaftlern,  Vertretern  der  beratenden  Berufe  und  der  Finanzver-
 waltung  sowie  Nichtregierungsorganisationen  vortragen  wurde,  nicht  länger
 zu  ignorieren.  Zusammen  mit  den  Landesregierungen  sind  die  Anforderun-
 gen  zu  formulieren,  die  Deutschland  an  eine  Vereinbarung  mit  früheren  Steu-
 eroasen  über  die  Behandlung  bisher  unversteuerter  Vermögenswerte  deut-
 scher Steuerpflichtiger im Ausland stellen muss;

 2.  sich  auf  europäischer  und  internationaler  Ebene  dafür  einzusetzen,  auf  Basis
 dieser  Überlegungen  ein  anerkanntes  Lösungsmodell  für  das  Problem  unver-
 steuerter  Vermögenswerte  in  früheren  Steueroasen  zu  entwickeln.  Dieses
 Modell  muss  den  berechtigten  Interessen  der  Staaten  Rechnung  tragen,  die
 jahrzehntelang  immense  Steuerausfälle  durch  grenzüberschreitende  Steuer-
 hinterziehung  erlitten.  Es  darf  die  in  den  letzten  Jahren  weltweit  erzielten
 Fortschritte  bei  der  Bekämpfung  von  Steuerhinterziehung  und  Steuerflucht
 nicht konterkarieren;

 3.  sich  auf  europäischer  Ebene  nachdrücklich  für  eine  zügige  Überarbeitung
 und  Erweiterung  der  europäischen  Zinsrichtlinie  auf  alle  Kapitaleinkünfte
 sowie  alle  natürlichen  und  juristischen  Personen  einzusetzen.  Die  Europäi-
 sche  Kommission  ist  in  ihren  Bemühungen  zu  unterstützen,  die  bilateralen
 Zinsbesteuerungsabkommen  der  Europäischen  Union  mit  Drittstaaten  wie
 der Schweiz ebenfalls zeitnah anzupassen;

 4.  Bestrebungen  zur  Verbesserung  der  Transparenz  und  Kooperation  in  Steuer-
 angelegenheiten  auf  europäischer  und  internationaler  Ebene  weiterhin  zu  för-
 dern  und  sich  dabei  für  einen  umfassenden  automatischen  Informationsaus-
 tausch  einzusetzen.  Dies  gilt  gleichermaßen  für  künftige  multilaterale  oder
 bilaterale steuerliche Abkommen.

 Berlin, den 23. Oktober 2012

 Dr. Frank-Walter Steinmeier und Fraktion
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